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Vom 9. Februar 1919 bis Juni 1933 ist Hermann Wolfradt Mitglied der Bürger-
schaft des Freistaates Lübeck. Seine parlamentarische Laufbahn in der Lübecker 
Bürgerschaft beginnt also im Alter von 32 und endet im Alter von 45 Jahren.

Nach einer Mitteilung des Senats der Hansestadt Lübeck – Innere Verwaltung 
– Zentralamt vom 3. Mai 1956 an das Landesentschädigungsamt Schleswig-Hol-
stein war Hermann Wolfradt während seines kommunalpolitischen Engage-
ments in „folgenden Behörden und Gremien ehrenamtlich tätig:

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Lübeck
Behörde für das Feuerlöschwesen
Behörde für Travemünde
Behörde für Arbeit und Wohlfahrt
Wohlfahrtsamt
Verwaltungsausschuß für die staatlichen Erziehungsheime 31, 32 
Jugendamt Lübeck
Ausschuß für Arbeiterwohlfahrt.“

Bis 1933 erfolgen regelmäßige Auftritte als Referent zu aktuellen politischen, 
sozialpolitischen sowie parteiinternen/-organisatorischen Fragen auf zentralen 
Veranstaltungen und Distriktversammlungen der SPD Lübeck und angrenzen-
den Ortsgruppen sowie bei Gewerkschaften.

Luftaufnahme vor 1933: Theodor-Schwartz-Erholungsheim in Brodten

__________________________
31 �Mit den staatlichen Erziehungsheimen sind die Einrichtungen Ruhleben und Wakenitzhof ge-
meint (s. auch FN 10).

32 �s. auch: Horst Weimann: „Wakenitzhof 1845 – 1965, Ein Kinderheim“, Matthiesen Verlag Lü-
beck, 1965, erschienen in der Reihe „Türme (Lübecks Kultur) – Masten (Handel) – Schlote (In-
dustrie)“,  Heft 16

__________________________
33 Lübecker Volksbote vom 4. Januar 1928, Seite 5
34 �März 1927 und sehr wahrscheinlich auch schon davor und bis zum Betätigungsverbot der SPD 
am 22. Juni 1933 befinden sich im Gewerkschaftshaus in der Johannisstraße insgesamt 23 so-
zialdemokratische bzw. sozialdemokratisch orientierte Organisationen und Institutionen mit 
einem eigenen Telefonanschluss. Ob jede Organisation über ein eigenes Büro verfügte, bleibt 
ungeklärt.

35 �Diese allerdings erst nach dem 2. WK; 1953 war Anneliese Bauer Leiterin dieser Nähstube 
(schriftliche Information von Heinz Schüler)

Hermann Wolfradts Engagement in der Lübecker SPD , in der Arbeiterwohlfahrt 
und in der Kommunalpolitik als Mitglied der Bürgerschaft ist eng miteinander 
verwoben und immer zusammen zu sehen.

Zahlreiche Ausgaben des Lübecker Volksboten aus der Zeit bis 1933 enthalten 
unterschiedlich ausführliche Berichte und Informationen über Dienste und Ein-
richtungen des Ortsausschusses sowie Appelle an die Mitglieder (der SPD), ein-
zelne Aktionen entweder finanziell, durch aktive Teilnahme oder durch Solidari-
tätsbekundungen zu unterstützen.

Mit der Ausgabe Nr. 3 des Lübecker Volksboten vom 4. Januar 1928 33 berichtet 
Hermann Wolfradt über die im Jahr 1927 durchgeführten Aktivitäten des Orts-
ausschusses. Aus diesem Bericht geht u.a. hervor, welche Ausschüsse die Arbeit 
des Vorstandes unterstützt haben:

•	� Ausschuss für die Milchkolonie,
•	� Bildungsausschuss,
•	 �Ausschuss für die Nähstube.

Bis auf das Theodor-Schwartz-Haus in Lübeck-Brodten und das Jugenderho-
lungsheim in Hamberge bei Grevesmühlen in Mecklenburg stehen für die nach-
folgend aufgelisteten Aktivitäten keine Originaldokumente zur Verfügung, so 
dass bei diesen Beispielen auf die Berichte im Lübecker Volksboten zurückge-
griffen werden muss. Gleichwohl gibt dieser Überblick einen Eindruck von den 
Aktivitäten und Leistungen der AWO in den Jahren der Weimarer Republik:

•	 �Betrieb einer eigenen Geschäftsstelle in der Johannisstraße 48 I.  
(Informationen über Zahl und Ausstattung der Räume sowie darüber, ob  
haupt- oder ehrenamtliche Mitarbeiter*innen beschäftigt waren, liegen 
nicht vor); 34

•	 �Betrieb einer 1924 gegründeten Nähstube mit wechselnden Standorten  
(Johannisstraße 48, Schildstraße 10, 1. Stock, Parade 1, 2. Stock [Schloss  
Rantzau]); weitere Nähstuben wurden betrieben in Siems-Dänischburg in 
der Bezirksschule Siems sowie im Friedrich-Ebert-Hof in St. Jürgen 35;
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Kleiderausgabestelle der AWO Lübeck

Milchkolonie in Schlutup 1932 mit 45 Kindern und 3 Mitarbeitenden

•	 �Regelmäßige Spendenaufrufe (z. B. für Jugenderholungsheim in Hamberge, 
Abgabe von Kleidung, Schuhwerk, Lebensmitteln, Heizmaterial usf.; für  
Geschenke zu Weihnachten, Ostern, Jugendweihe bzw. Konfirmation; für  
Weihnachtsfeiern, Wohltätigkeitsveranstaltungen);

•	 �Unterstützung der und Mitwirkung bei der sogen. Quäkerspeisung (offiziel-
le Bezeichnung: Kinderspeisung);

•	 �Seit 1924 Betrieb einer Milchkolonie in Schlutup während der Sommerferi-
en mit „Tagesbetrieb“ im Waldgebiet Lauerholz mit eigenem Spielplatz und  
einem festen Gebäude (Abgabe von Milch und Brötchen, an heißen Tagen  
auch Limonade);

•	 �Durchführung von „Lehr“- und Informationsveranstaltungen über Ziele und  
Aufgaben der Arbeiterwohlfahrt durch Fachreferenten z. B. von Ortsaus-
schuss und Hauptausschuss;

•	 �Benennung von Personalvorschlägen zur verbesserten „Ausübung der  
Jugendfürsorge“ in den Bezirken und Unterbezirken in der Hansestadt;

•	 �Durchführung von Haus- und Straßensammlungen mit zweckbestimmter  
Mittelverwendung;

•	 �Bildung einer Arbeitsgemeinschaft, bestehend aus: Arbeiterwohlfahrt, 
Arbeitersamariter, Kinderfreunde, mit dem Ziel, die bestehenden Einrich-
tungen der vorgenannten Organisationen zu erhalten und neue zu schaffen;

•	 �Errichtung und Betrieb eines Spielplatzes für Kinder und Jugendliche in der 
Siedlung Gärtnergasse, verbunden mit „Verabfolgung von Milch usw.“;

•	� Aufruf zum Kauf von Losen und Unterstützung der vom Hauptausschuss 
seit 1926 reichsweit durchgeführten Weihnachts-Lotterie;

•	 �Betrieb eines Spielplatzes mit Baracke in Vorwerk;

•	 �Ausgabe von Lebensmitteln (Brot!) an freigewerkschaftlich organisierte 
Erwerbslose nach einer Spende der Lübecker Genossenschaftsbäckerei;

•	 �Betrieb einer Warmbadeanstalt in Schlutup („ … wird immer noch nicht 
genügend genutzt.“) mit 4 Wannen und 6 Brausebädern;

•	 �Verwaltung eines Jugendheimes in Moisling/Niendorf und Inbetriebnahme 
eines Jugendheimes in Kücknitz;

•	 �Annahme einer Geldspende der Possehl-Stiftung in Höhe von 40.000 RM, 
verteilt auf Arbeiterwohlfahrt, Rote-Kreuz-Verbände, für Rentner- und Mit-
telstandsfürsorge sowie für sonstige Wohlfahrtszwecke;

•	 �In Lübeck bildet sich im März 1931 ein Ausschuss – wie auch im Deutschen 
Reich – aus den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege, bestehend aus 
dem Lübecker Landesverband für evangelische Wohlfahrtspflege, dem  
Katholischen Caritasverband, dem Verband der jüdischen Wohlfahrtspflege, 
dem Ausschuss für Arbeiterwohlfahrt, dem Fünften Wohlfahrtsverband 
und dem Lübecker Roten Kreuz. Unter der Überschrift „Volkshilfe in Volks-
not“ appellieren die Verbände an die Lübecker Bevölkerung, mit Geld- und 
Sachspenden zur Linderung der Not beizutragen. Im September desselben 
Jahres richten sowohl der Ortsausschuss als auch der Hauptausschuss für 



 22  23

__________________________
36 �s. dazu auch: „Heraus zum Kampf“ – Dokumente zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Lü-
beck 1866 – 1949; Herausgegeben von der Verwaltungsstelle Lübeck der Industriegewerkschaft 
Metall, Lübeck, 1987, S. 53 f., und: Fritzmichael Roehl: „Marie Juchacz und die Arbeiterwohl-
fahrt“ – Überarbeitet von Hedwig Wachenheim; J.H.W. Dietz Nachf. GmbH, Hannover, 1961,  
S. 162

Arbeiterwohlfahrt an die sozialdemokratischen Arbeiter- und Beamtenorga-
nisationen einen eindringlichen Appell zur Unterstützung der notleidenden 
Bevölkerung („Solidaritätshilfe der Arbeiterwohlfahrt“);

•	 �Betrieb einer „Beratungsstelle für Alkoholgefährdete in der Johannisstraße  
48, Hinterhaus, 1 Treppe“, einer Beratungsstelle „ für alle Fragen der Wohl-
fahrts- und Jugendpflege“ sowie einer Jugendberatungsstelle im Haus 
der Jugend, Domkirchhof 7;

•	� Im Winter 1931/32 Anmietung eines großen Zimmers in der Johannisstraße  
48 als Aufenthaltsraum und Wärmehalle für ledige Erwerbslose;

•	 �Als Reaktion auf Aktionen der NSDAP Lübeck, mit Winterhilfe und NS-Wohl- 
fahrtsküche von Mai bis Juli 1932 kostenlos Lebensmittel an Erwerbslose zu  
verteilen, bildet sich als Alternative dazu der „Soziale Dienst Lübeck“, ein  
Zusammenschluss von: Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund ADGB,  
Afa-Bund, Arbeiterwohlfahrt, SAJ, Reichsausschuss für soziale Bildungsar-
beit, Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold und Zentralkommission für Arbeiter-
sport und Körperpflege. 36

Aus den hier aufgelisteten Beispielen für Aktivitäten und Aktionen des Ortsaus-
schusses resultieren eindeutig zwei Schwerpunkte:

•	 �Es ist zum einen das ständige Bemühen des Ortsausschusses, insbesondere  
durch die Annahme von Geld- und Sachzuwendungen und die Weitergabe 
der dadurch ermöglichten Sachspenden die materielle, soziale und psy-
chische Not als Folge des Krieges und der wirtschaftlichen und politischen 
Krisen insbesondere der 30iger Jahre eines großen Teils der Lübecker Bevöl-
kerung zu lindern.

•	� Der Ortsausschuss hat sich insbesondere der notleidenden Kinder und Ju-
gendlichen angenommen, indem er in vielen Stadtteilen dafür gesorgt hat, 
durch soziale Einrichtungen und Dienstleistungen sowohl die Entwicklungs-
chancen der Kinder als auch die Entwicklung von beruflichen und sozialen 
Perspektiven der Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu unterstützen.

„Unterorganisation“ 
AWO

Distriktbezeichnung Zum Distrikt gehörende 
Gemeinden

Moisling 18. Moisling Heimstätten, Padelüg-
ge, Genin

Kücknitz 19. Kücknitz Dummersdorf, Pöppen-
dorf

Siems-Dänischburg 21. Siems-Dänischburg keine weiteren

Travemünde 22. Travemünde
Brodten, Ivendorf,  
Gneversdorf, Rönnau, 
Teutendorf

Viele der im Lübecker Volksboten veröffentlichten Berichte über den Orts-
ausschuss für Arbeiterwohlfahrt Lübeck tragen die Unterschrift von Hermann 
Wolfradt. Wenn man davon ausgeht, dass Hermann Wolfradt als hauptamtlicher 
Parteisekretär in erster Linie der Partei zu dienen hatte, er jedoch erkennbar 
einen nicht unerheblichen Teil seiner Arbeitskraft und -zeit für den Ortsaus-
schuss zur Verfügung stellte, mag deutlich werden, welche Leistungen Hermann 
Wolfradt für diesen Teil der Lübecker Arbeiterbewegung erbracht hat. 

Dieses Engagement entsprach der historisch begründeten Identität zwischen 
Sozialdemokratie und Arbeiterwohlfahrt seit der Gründung der Arbeiterwohl-
fahrt 1919. Sie hat ihren Niederschlag u.a. auch in den Satzungen bzw. Richtli-
nien der Arbeiterwohlfahrt sowohl vor 1933 als auch nach 1945 gefunden. Die 
Grenze zwischen der hauptamtlichen Zuständigkeit und dem zusätzlichen eh-
renamtlichen Einsatz ist wohl schwer zu ziehen. Gewiss hatte die Tätigkeit für 
die AWO einen sehr hohen Stellenwert für Hermann Wolfradt.

Aus einigen Ausgaben des Lübecker Volksboten geht hervor, dass innerhalb der 
offiziellen Organisation „Ortsausschuss für Arbeiterwohlfahrt“ in der Zeit vor 
1933 in einigen wenigen Lübecker Stadtteilen möglicherweise Unterorganisati-
onen (UO) existiert haben, die vielleicht mit der Struktur der Distrikte der SPD 
Lübeck übereinstimmten. Womöglich haben über die hier aufgezeigten hinaus 
noch in weiteren Distrikten der SPD Lübeck Unterorganisationen existiert; ent-
sprechende Informationen liegen allerdings nicht vor:



 24  25

5. Die Nachkriegszeit
Am 18. November 1945 (oder am 11. März 1946) erfolgt die Wiedergründung 
der Arbeiterwohlfahrt Lübeck e. V. . Nach einem von Hermann Wolfradt und 
Alfred Bockholt handschriftlich unterzeichneten Protokoll hat am 18. November 
1945 „in den Räumen der Sozialverwaltung, St. Annenstraße 1,“ die Gründungs-
versammlung der Arbeiterwohlfahrt Lübeck stattgefunden. 

Aus dem Protokoll geht zwar nicht hervor, dass mit der Wiedergründung das 
Format ´Kreisverband´ im damaligen Einzugsgebiet der Hansestadt Lübeck ge-
bildet wurde. Aber sowohl nach Aktenlage, nach den seinerzeit verabschiedeten 
Regelwerken als auch nach der tatsächlichen weiteren Entwicklung des Vereins 
kann davon ausgegangen werden, dass örtliche Begrenzung auf das Gebiet der 
Hansestadt Lübeck sowie Aufgabenspektrum für ein kreisweites Engagement 
sprechen.

Mit diesem Protokoll wurden zugleich die Ergebnisse der Wahlen für den Kreis-
vorstand festgehalten (s. Tabelle S. 26). Das Protokoll befindet sich allerdings 
nicht in der Registerakte des Amtsgerichts, ist gleichwohl „öffentlich“ zugäng-
lich.

Die in der Registerakte, Band I, abgehefteten Dokumente beginnen mit einem 
Schriftsatz des Rechtsanwalts und Notars Karl Bründel, 37 Koberg 2, vom 9. April 
1946, also mehr als ein Jahr nach der (nicht angemeldeten und somit auch nicht 
registrierten) vermeintlichen Gründungsversammlung am 18. November 1945. 
Mit diesem an das Amtsgericht – Handelsregister – gerichteten Schriftsatz über-
reicht der Rechtsanwalt und Notar Karl Bründel u. a. als Abschrift das „Protokoll 
vom 11. März 1946 über die Gründungsversammlung“ sowie die Abschrift des 
Organisationsstatuts, das nach seinem formalen Aufbau und seinem Inhalt die 
Funktion einer Satzung hat. 38

Das Organisationsstatut dokumentiert die Gründung einer „private(n) gemein-
nützige(n) Wohlfahrtsorganisation. Sie F(f)ührt den Namen Arbeiterwohlfahrt 
nach erfolgter Eintragung in das Vereinsregister mit dem Zusatz „eingetragener 
Verein“. Die Organisation hat ihren Sitz in Lübeck. Sie soll in das Vereinsregister 
eingetragen werden.“

__________________________
37 �Karl Ulrich Johannes August Otto Bründel (1893 – 1971), Rechtsanwalt und Notar, ehrenamtli-
cher Senator der Hansestadt Lübeck von 1946 bis 1950, Mitglied der CDU

38 �Die von den gewählten Vorstandsmitgliedern auf dieser Fassung des Protokolls geleisteten Un-
terschriften sind zwar maschinenschriftlich festgehalten, es kann jedoch davon ausgegangen 
werden, dass die Gewählten die Originalfassung des Protokolls handschriftlich unterzeichnet 
haben.

Ähnlich wie bei dem vermeintlichen Gründungsakt am 18. November 1945 geht 
weder aus dem Protokoll vom 11. März 1946 noch aus dem Organisationsstatut 
hervor, dass mit der Wiedergründung das Format ´Kreisverband´ im damaligen 
Einzugsgebiet der Hansestadt Lübeck gebildet wurde. Erst auf der Vertreterver-
sammlung am 24. März 1962, also nach 16 Jahren, wurde durch eine Satzungs-
änderung der Verein umbenannt in „Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Lübeck e.V.“

Nach den hier aufgeführten Dokumenten haben nachweislich zwei Gründungs-
versammlungen stattgefunden, vereinsgerichtlich dokumentiert wurde aller-
dings nur die Gründungsversammlung am 11. März 1946.

Abweichend von der hier dargestellten Vorgehensweise wird in der „Geschäfts-
ordnung für die Arbeiterwohlfahrt Lübeck“ (ohne Datum) im Abschnitt „VII. 
Übergangsbestimmung“ folgendes ausgeführt:
„Um sofort mit einer ordnungsgemäßen Arbeit beginnen zu können, wird der 
in den Sitzungen vom 15.10. / 30.10.1945 bestellte geschäftsführende Vorstand 
in der Gründungsversammlung, die im November 1945 stattfinden soll, von den 
Bezirksvertrauenspersonen in seinem Amt bestätigt. Der Vorstand gilt bis zur 
ordentlichen Mitgliederversammlung, die im Januar 1946 stattfindet, in Zusam-
menarbeit mit den Bezirksleitern(innen) als der alleinige Vertreter der Arbeiter-
wohlfahrt.“

Mit diesen Ausführungen wird zwar ausdrücklich auf die für November 1945 
geplante Gründungsversammlung verwiesen. Wie bereits dargestellt, ist dieser 
Teil der Gründung allerdings vereinsrechtlich nicht dokumentiert. 

Die in der Übergangsbestimmung erwähnte und für den Januar 1946 geplante 
ordentliche Mitgliederversammlung hat nicht im Januar, sondern am 11. März 
1946 stattgefunden.

Weshalb zwei Gründungsversammlungen stattgefunden haben und lediglich die 
am 11. März 1946 und nicht die am 18. November 1945 durchgeführte Ver-
sammlung dem Amtsgericht offiziell gemeldet und in das Vereinsregister einge-
tragen wurde, ist nach den derzeit vorliegenden Dokumenten nicht feststellbar. 
Möglicherweise war unmittelbar nach Kriegsende eine erste Zusammenkunft 
erforderlich, um die Aktiven aus der Zeit vor 1933 wieder zusammenzubringen 
und erste organisatorische Maßnahmen zu ergreifen.

Auch werden Überlegungen angestellt worden sein, ob man sich als eigenstän-
diger Verband gründen sollte, denn einen Wohlfahrtsverband als Teil einer Par-
tei ließ die Besatzungsmacht nicht zu. Da es Handlungsbedarf gab, z. B. weil 
man an der Verteilung internationaler Hilfsgüter teilhaben wollte, war eine for-
malrechtliche Gründung erforderlich. Das wurde dann zeitgleich im Land wie in 
den meisten Kreisen im Frühjahr 1946 vollzogen.
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Versammlung am 18. November 1945: Versammlung am 11. März 1946:
Funktion gewählt Funktion gewählt

1. Vorsitzender Hermann Wolfradt 1. Vorsitzender Hermann Wolfradt
Stellv. Vorsitzender Karl Müller Stellv. Vorsitzender Hermann Engels
Schriftführer Alfred Bockhold Schriftführer Nicht gewählt
Kassierer Martha Kock Kassierer Willi Tews
Beisitzerin Dora Möller Beisitzer Hermann Meins
Beisitzer Hermann Engels Beisitzer Karl Jacobsen
Beisitzer Otto Heyden Beisitzer Theodor Zamel

Beisitzer Carl Siviecicki
Beisitzer C(K)arl Müller

AWO-Vorstand 1948; oben: Willi Tews, Walter Grundt, Alfred Bockholdt, 
unten: Martha Kock, Hermann Wolfradt, Hermann Engels

Die auf den jeweiligen Versammlungen erzielten Wahlergebnisse unterschei-
den sich wie folgt:

Erholungswerk der AWO in Schlutup

__________________________
39 �„Helfendes Herz in großer Not“, Jahresheft 1949 der Arbeiter-Wohlfahrt Lübeck e. V., Lübeck  
o. D., S. 43 und 44

Zur Unterstützung der nach dem Ende des 2. Weltkrieges begonnenen Aktivi-
täten bildet der Vorstand Fachausschüsse zur Entwicklung neuer Angebote als 
Antwort auf die Folgen des verlorenen Krieges:

•	 �Schulungsausschuß,
•	 �Ausschuß für Werkstätten,
•	� Ausschuß für Heime,
•	� Ausschuß für Kinder- und Jugendfürsorge,
•	� Auschuß für Wohnungs- und Flüchtlingswesen,
•	� Lübeck-Travemünder Krankenhausverein,
•	 �Ausschuß zur Förderung der Kleinsiedler- und Kleingartenbewegung.

Das Jahresheft 1949 der Arbeiter-Wohlfahrt Lübeck e. V. berichtet ausführlich 
über die Arbeit in den Jahren 1947 und 1948 39. Danach betreibt die AWO

15 Nähstuben mit 35 Nähmaschinen,
1 Schneiderwerkstatt,
1 Schuhmacherwerkstatt,
1 Kindergarten in Karlshof (45 Kinder),
1 Kindergarten in Schlutup (100 Kinder),
1 Kindergarten in Strecknitz (40 Kinder),
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In 29 Beratungsstellen (sehr wahrscheinlich gebildet aus den 28 Bezirken und 
der Geschäftsstelle [zu der Zeit Katharinenstraße 11]) arbeiten 525 Helferinnen 
und Helfer, 164 Mitarbeiter stellen sich dem Gemeindewaisenrat als Bezirks-
pfleger zur Verfügung, 50 Mitarbeiter sind Bezirksvorsteher bzw. stellvertreten-
de Bezirksvorsteher des Gemeindewaisenrates, an 179 Helfersitzungen haben 
3.129 Mitarbeiter teilgenommen, die 29 Beratungsstellen wurden von 30.240 
Menschen aufgesucht, mehrere hundert Kinder haben unter finanzieller Betei-
ligung der AWO an örtlichen und überörtlichen Erholungsmaßnahmen teilge-
nommen, neben der Auszahlung von Bargeld erfolgte die Abgabe von Kleidung, 

Ausgabestelle C.A.R.E.-Pakete der AWO Lübeck

1 Kindergarten in Vorwerk für 60 Kinder in Vorbereitung,
1 Kindererholungsstätte in Schlutup für 50 Kinder,
1 Jugendwohnheim am Konstinplatz für 180 Jugendliche,
1 Jugendheim in Moisling,
1 Jugendheim in Kücknitz,
1 Pflegeheim für junge Mädchen und Frauen über 18 Jahre,
1 Schulungsheim in Strecknitz (befindet sich noch im Bau),
1 Verteilerstelle für CARE-Pakete,
1 Doppelsiedlungshaus in der Friedhofsallee.

Haushaltsgegenständen und Lebensmitteln, die Flüchtlingsberatungsstelle am 
Marienkirchhof bearbeitete 4.400 Einzelfälle.

Schließlich wurden zahlreiche Veranstaltungen (Konzerte, Theateraufführun-
gen, Filmabende, Feiern zu bestimmten Anlässen usf.) insbesondere für Kinder, 
Jugendliche und Familien organisiert. 

Essensausgabe durch die AWO Lübeck

Flüchtlingsberatung der AWO Lübeck
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Vom 18. November 1945 bis 14. April 1951 ist Hermann Wolfradt gewählter und 
viermal wiedergewählter Vorsitzender der Arbeiterwohlfahrt Lübeck e.V..

Auf der Bezirkskonferenz des Bezirks Schleswig-Holstein der Arbeiterwohlfahrt 
1948 wurde Hermann Wolfradt als Beisitzer in den Bezirksvorstand gewählt, 1. 
Vorsitzende war seinerzeit Gertrud Völcker.

Mit Bescheid vom 20. Mai 1950 bewilligt der Landesminister des Innern Her-
mann Wolfradt nach dem „Gesetz vom 27. 9. 1949“ (s. FN 17) eine Rente in 
Höhe von monatlich DM 170,00.

Das zur Vorlage beim Kreissonderhilfsausschuss Lübeck für Hermann Wolfradt 
erstellte Gesundheitsgutachten vom 9. Dezember 1949 beschreibt seinen Ge-
sundheitszustand als außerordentlich schlecht (u.a. Lungenfellentzündung, Ver-
engung der Schlagadern, Herzmuskelerkrankung) und stellt einen erheblichen 
„Altersabbau“ sowie die dauernde Erwerbsunfähigkeit fest („Die Erwerbsmin-
derung beträgt über 70 %“ 40 ). Über die möglichen oder tatsächlichen Ursachen 
für den beschriebenen Gesundheitszustand liegen keine Informationen vor.

Am 19. Juli 1951 stirbt Hermann Wolfradt im Alter von 64 Jahren in Lübeck. Die 
Tageszeitung „Lübecker Freie Presse“ veröffentlicht in ihrer Ausgabe vom 21. 
Juli 1951 folgenden Nachruf:

„Mit tiefem Bedauern haben alle vernommen, daß Hermann Wolfradt im 
64. Lebensjahr nach langer und schwerer Krankheit verstorben ist. Hermann 
Wolfradt gehört zu den Persönlichkeiten unserer Stadt, die ihre ganze Kraft in 
aufopfernder Weise für die Armen und Bedürftigen eingesetzt haben. Seit der 
Gründung der AWO in Lübeck hat er sich dieser Organisation mit seinem ganzen 
Idealismus zur Verfügung gestellt. Er hat die Arbeiter-Wohlfahrt, die 1933 zer-
schlagen worden war, 1945 unter schwersten Bedingungen wieder aufgebaut 
und hat sie zu dem Ansehen gebracht, das sie heute bei der gesamten Bevölke-
rung genießt.

Sein Verdienst ist es auch, daß das Jugendwohnheim am Konstinplatz entstand, 
daß neben den Nähstuben und Werkstätten ein Kindererholungsheim in Schlu-
tup und ein Lehrlingsheim in Strecknitz eingerichtet wurden. Mit besonderem 
Interesse verfolgte er noch von seinem Krankenlager aus die Einrichtung des 
kürzlich eröffneten Theodor-Schwartz-Erholungsheimes in Brodten. Neben all 
diesen ehrenamtlichen Leistungen wirkte er in den verschiedensten Betreu-
ungsausschüssen der Sozialverwaltung und der Wohlfahrt mit und setzte sich 

__________________________
40 �Um den im Gesetz vom 27.9.1949 formulierten Anspruch auf Gewährung/Zahlung einer Rente 
zu sichern, muss der Antragsteller u.a. nachweisen, dass er „ … wegen Arbeitsunfähigkeit nicht 
in der Lage ist, seinen angemessenen Unterhalt zu bestreiten.“ (§ 1 Abs. 2, Satz 2).

mit aller Initiative für das Wohl der Jugend und der hilfsbedürftigen Bevölke-
rung ein, deren dankbare Erinnerung Hermann Wolfradt gewiß ist.“ 

In einem weiteren Nachruf, veröffentlicht ebenfalls in der Zeitung „Lübecker 
Freie Presse“ am selben Tag, führt der Vertreter des Kreisvorstandes der SPD 
Lübeck, Werner Lewerenz, u.a. aus: 

„Wieder hat der Tod uns einen unserer Getreuesten genommen. Die Lücke, die 
durch das Hinscheiden Hermann Wolfradts aufgerissen ist, wird kaum zu schlie-
ßen sein … Nachdem auch an ihm die schweren Jahre der vergangenen Aera 
nicht spurlos vorübergegangen waren, stellte er sich 1945 sofort wieder für den 
Neuaufbau der Arbeiterorganisationen, denen sein Leben gehörte, zur Verfü-
gung.

Die Sozialdemokratische Partei und die gesamte Arbeiterbewegung Lübecks 
trauert um einen ihrer Besten. Der Kreisvorstand gez. Werner Lewerenz“

Ebenfalls am 21. Juli 1951 veröffentlicht die Zeitung „Lübecker Freie Presse“
die Todesanzeigen der Familie, des Vorstandes der Arbeiterwohlfahrt Lübeck e. 
V. und des Vorstandes der Sozialdemokratischen Partei Deutschland, Kreisver-
ein Lübeck. Die Trauerfeier für Hermann Wolfradt findet am 24. Juli 1951 auf 
dem Vorwerker Friedhof statt.

Nach dem Tod von Hermann Wolfradt beantragt seine hinterbliebene Ehefrau 
am 3. September 1951 beim Landesentschädigungsamt Schleswig-Holstein in 
Kiel die „Gewährung einer Rente nach dem Gesetz vom 27. 9. 1949“ (s. FN 17). 
Mit Bescheid vom 21. September 1951 bewilligt der Landesminister des Innern 
Magdalena Wolfradt eine Rente in Höhe von monatlich DM 120,00.

Mit Schreiben vom 18. September 1955 beantragt Magdalene Wolfradt die Ge-
währung einer „Entschädigung wegen Schadens im beruflichen und wirtschaft-
lichen Fortkommen in einem privaten Dienst- oder Arbeitsverhältnis … “. Dabei 
wird ausdrücklich Bezug genommen auf den Schaden im beruflichen und wirt-
schaftlichen Fortkommen, den Hermann Wolfradt erlitten hat.

Mit Teilbescheid vom 7. Februar 1956, mit dem der Entschädigungsanspruch der 
Witwe dem Grunde nach anerkannt wird, stellt das Landesentschädigungsamt 
zur Anspruchsbegründung u.a. fest, daß „ … der Anspruch auf Entschädigung 
wegen Schadens im beruflichen und wirtschaftlichen Fortkommen in einem 
privaten Dienst- oder Arbeitsverhältnis dem Grunde nach gerechtfertigt (ist). 
Nach den  vorhandenen Unterlagen steht fest, daß der verstorbene Ehemann 
der Antragstellerin als führendes Mitglied der SPD, in der er hauptamtlich tätig 
war, eine gegen den Nationalsozialismus gerichtete politische Überzeugung im 
Sinne des § 1 des Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung (BEG) vom 18. September 1953 (BGBl. I S. 
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1387) gehabt hat. Nach der sogenannten Machtübernahme im Jahre 1933 ver-
lor der verstorbene Ehemann der Antragstellerin seine Stellung als hauptamt-
licher Parteisekretär der SPD. Diese Maßnahme ist zwar im wesentlichen auf 
die Auflösung der Parteien nach 1933 zurückzuführen, also in erster Linie keine 
Maßnahme, die gegen den verstorbenen Ehemann der Antragstellerin gerichtet 
war. Da aber der verstorbene Ehemann der Antragstellerin als Parteisekretär 
in Lübeck führend tätig war und somit weitgehend auf die Verwirklichung der 
Ziele der SPD Einfluß nahm, muß er hier als Mitverfolgter angesehen werden, 
insbesondere, weil man ihn auch tatsächlich gleich nach 1933 verhaftete. Der 
verstorbene Ehemann der Antragstellerin ist also durch nationalsozialistische 
Gewaltmaßnahmen in seinem beruflichen und wirtschaftlichen Fortkommen 
nicht nur geringfügig im Sinne von § 25 Abs. 1 BEG benachteiligt worden und 
hätte somit einen Anspruch auf Entschädigung nach Maßgabe der §§ 34 ff. BEG 
gehabt. … „

Nach einigem Hin und Her schließen Magdalena Wolfradt und das Land Schles-
wig-Holstein, vertreten durch das Landesentschädigungsamt,
am 22./25. Mai 1956 einen Vergleich. Danach erhält Magdalena Wolfradt
eine Kapitalabfindung in Höhe von DM 5.957,00.

Am 3. Oktober 1964 stirbt Magdalena Wolfradt in Lübeck, sie wird 76 Jahre alt.

Lebenslauf Hermann Wolfradt (1887 – 1951)

25. September 1887	 in Malchow/Mecklenburg als 5. von 6 Kindern  
	 geboren;

Ab 1892	 Besuch der Volksschule, nach Ende Schulbesuch 
	 Ausbildungen zum Mechaniker und Uhrmacher;

1903	 Eintritt in SPD und Gewerkschaft „Metallarbeiter- 
	 verband“;

17. April 1909	 Heirat in Lübeck mit  
	 Magdalena Catharina Maria Brandt;

27. Juli 1911	 Mechaniker im Drägerwerk in Lübeck;
bis 11. Februar 1920

Januar 1920 	 Beginn der Tätigkeit als hauptamtlicher Parteisekretär  
	 der SPD Lübeck bis zu ihrem Verbot durch die  
	 Nationalsozialisten am 22. Juni 1933;

Herbst 1924 	 Gründung des Ortsausschusses Lübeck für  
	 Arbeiterwohlfahrt; 

1926 bis 	 ehrenamtliche Mitarbeit im Vorstand des Bezirks  
mindestens 1930	 Mecklenburg-Lübeck für Arbeiterwohlfahrt;

1928	 Zusammen mit Anni Köpcke und Otto Passarge Erwerb  
	 eines abgebrannten Bauernhauses im Ortsteil Brodten  
	 zur Errichtung und zum Betrieb des  
	 Theodor-Schwartz-Erholungsheimes;

1919 bis Juni 1933	 Mitglied der Bürgerschaft des Freistaates Lübeck, dabei  
	 Mitwirkung in zahlreichen Behörden und Ausschüssen;
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Aktivitäten des Ortsausschusses von der Gründung bis zu seinem Verbot: 

Nähstuben, Sach- und Geldspenden, Quäkerspeisung, Milchkolonie in Schlu-
tup, Haus- und Straßensammlungen, Spielplätze, Weihnachtslotterie, Jugend-
heime, Beratungsstelle für Alkoholgefährdete, Wärmehalle;

August und	 Verhaftung und Berufsverbot, anschl. arbeitslos 
sowie  
September 1933 	 erfolgloser Versuch einer Selbständigkeit;

Sommer 1936	 Feinmechaniker in der Erprobungsstelle See auf dem  
	 Priwall in Lübeck-Travemünde;

11. März 1946	 Wiedergründung der AWO Lübeck e. V. als Teil des  
	 Bezirks Schleswig-Holstein der Arbeiterwohlfahrt;

24. März 1962 	 Umbenennung in „Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband  
	 Lübeck e. V.“;

Neue Herausforderungen nach Ende des 2. Weltkrieg: 15 Nähstuben, 1 Schnei-
derwerkstatt, 1 Schuhmacherwerkstatt, mehrere Kindergärten und Jugend-
heime, Jugendlager Konstinplatz, Wiedergutmachung und Rückübertragung 
Theodor-Schwartz-Haus, Doppelhaus Friedhofsallee, Flüchtlingsberatung, Ca-
re-Pakete, Gemeindewaisenrat, unterschiedliche Veranstaltungen insbesonde-
re für Kinder und Jugendliche;

19. Juli 1951 	 Hermann Wolfradt stirbt im Alter von 64 Jahren,  
	 am 24. Juli 1951 Trauerfeier und Bestattung auf dem  
	 Vorwerker Friedhof.

Vorsitzende der Arbeiterwohlfahrt,  
Kreisverband Lübeck e. V., nach dem 2. Weltkrieg:

Hermann Wolfradt:
18. November 1945 bis 14. April 1951

Heinz Vielhak: 
14. April 1951 bis 3. Februar 1952

Martha Kock: 
3. Februar 1952 bis 27. Februar 1955
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Ludwig Oppenberg: 
25. Februar 1967 bis 22. Februar 1977

Werner Bauer:
16. April 1977 bis 21. September 1979

Emil Blohm: 
19. Februar 1956 bis 25. Februar 1967

Gerhard Burmester: 
20. Juni 1992 bis 21. Juni 2003

Heinz Lund: 
19. April 1980 bis 27. September 1986

Ulrich Kloss: 
27. September 1986 bis 20. Juni 1992
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Hartmut Sörensen: 
22. Juni 2019 bis 26. August 2023

Jürgen Markmann: 
27. Juni 2015 bis 22. Juni 2019

Martina Schröder: 
21. Juni 2003 bis 27. Juni 2015

Martina Schröder: 
ab 26. August 2023




